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GO Gemeinderat Version vom 11.3.1991 Neue Version ab 1.5.2002 Kommentare 
    
Grundsatzerklärung Soweit sich in den folgenden Artikel der Geschäftsord-

nung männliche oder weibliche Berufs- und Amtsbe-
zeichnungen finden, gelten diese selbstverständlich 
auch für Berufs- und Amtsinhaber des anderen Ge-
schlechts. 

streichen  

    
 1. Konstituierung des Rates   
    
 Art. 1   
Konstituierung nach der 
Erneuerungswahl 

Der Gemeinderat versammelt sich jeweils im 2. Monat 
nach der Rechtskraft der Erneuerungswahl zur konsti-
tuierenden Sitzung. 

  

    
 Bis zur konstituierenden Sitzung tagt der alte Rat.   
    
 Zur konstituierenden Sitzung wird der Gemeinderat 

durch den Stadtrat eingeladen. 
  

    
 Der Stadtpräsident eröffnet die Sitzung; er bezeichnet 

provisorisch einen Sekretär und drei Stimmenzähler. Er 
leitet die Verhandlungen bis nach der Wahl des Präsi-
denten des Gemeinderates. 

Der Stadtpräsident/die Stadtpräsidentin eröffnet die 
Sitzung, bezeichnet provisorisch das Ratssekretariat 
und drei Stimmenzählende und leitet die Verhandlun-
gen bis nach der Wahl des vorsitzenden Ratsmitglie-
des. 

Neutrale Form 

    
 Art. 2   
Teilnahmeberechtigtung Zu den Sitzungen des Gemeinderates sind auch Mit-

glieder einzuladen, deren Wahl noch nicht rechtskräftig 
ist; sie dürfen an den Beratungen und Abstimmungen 
aber erst nach Gültigkeiterklärung ihrer Wahl mitwirken.

Zu den Sitzungen des Gemeinderates sind auch Mit-
glieder einzuladen, deren Wahl noch nicht rechtskräftig 
ist; sie dürfen an den Beratungen und Abstimmungen 
aber erst nach Gültigkeiterklärung Rechtskraft ihrer 
Wahl mitwirken. Sie haben beim Publikum Platz zu 
nehmen. 

Klar definierter Platz 

    
 Art. 3   
Konstituierung in den Zwi-
schenjahren 

In den Zwischenjahren findet die Konstituierung des 
Gemeinderates in der ersten Sitzung des Monats Mai 
statt. 

In den Zwischenjahren findet die Konstituierung des 
Gemeinderates im April oder Mai statt. 

Je nach Lage der 
Feiertage. 

    
 Der abtretende Präsident eröffnet und leitet die Sitzung 

bis nach der Wahl des neuen Präsidenten. 
Abtretende Ratsvorsitzende eröffnen und leiten die 
Sitzung bis nach der Wahl ihrer Nachfolge. 

Neutrale Form 
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 2. Einberufung des Rates   
    
 Art. 4   
Einladungen Der Gemeinderat versammelt sich auf:   
 a) Einladung des Präsidenten; a) Einladung des vorsitzenden Ratsmitgliedes; Neutrale Form 
 b) eigenen Beschluss;   
 c) schriftliches Verlangen eines Drittels seiner Mit-

glieder; 
  

 d) Verlangen des Stadtrates.   
    
 Die Einladungen sind - dringliche Fälle vorbehalten - 

mindestens zehn Tage vor der Sitzung unter Bezeich-
nung der Traktandenliste zuzustellen an: 

  

 a) alle Mitglieder des Gemeinderates;   
 b) alle Mitglieder des Stadtrates und den Stadtschrei-

ber; 
b) alle Mitglieder des Stadtrates, den Stadtschrei-

ber/die Stadtschreiberin sowie die Abteilungs-
leitenden;

Neutrale Form 

 c) die Präsidenten der Spezialverwaltungsbehörden; streichen, da unnötig Ab neuer GO immer 
ein Stadtrat 

 d) die akkreditierten Berichterstatter der Medien, 
soweit ihnen im Saal Plätze zugewiesen sind; 

c) die akkreditierten Medienleute, soweit ihnen im 
Saal Plätze zugewiesen sind; 

Neutrale Form 

 e) die amtlichen Publikationsorgane zur öffentlichen 
Bekanntmachung. 

d)   

    
 Die Traktandenliste soll in der Regel nur solche Ver-

handlungsgeschäfte enthalten, die in der betreffenden 
Sitzung voraussichtlich behandelt werden können. 

Die Traktandenliste enthält - in der Regel - nur die Ver-
handlungsgeschäfte, bei welchen der Abschied der 
vorberatenden Kommission bei der Vorbereitung der 
Gemeinderatssitzung vorliegt. 

Präzisierung 

    
 Sie kann in der Sitzung selbst ergänzt und abgeändert 

werden, wenn die Mehrheit der anwesenden Ratsmit-
glieder zustimmt. 

  

    
 Art. 5   
Zustellung von Berichten 
und Anträgen 

Die behördlichen Berichte und Anträge sowie die An-
träge der Kommissionen sind den Ratsmitgliedern spä-
testens mit der Traktandenliste zuzustellen. 

  
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 Berichte und Anträge des Stadtrates bzw. der Spezial-

verwaltungsbehörden an den Gemeinderat sind - sofern 
nicht unter Ausschluss der Öffentlichkeit oder geheim 
beraten werden soll - Einwohnern der Gemeinde vom 
Ratssekretariat auf ihr Verlangen abzugeben und zwar 
von Fall zu Fall oder auf die Dauer. 

Berichte und Anträge des Stadtrates bzw. der Spezial-
verwaltungsbehörden an den Gemeinderat sind - sofern 
sie nicht als geheim erklärt wurden - interessierten Drit-
ten vom Ratssekretariat auf ihr Verlangen abzugeben. 
Dies erfolgt im Einzelfall kostenlos, auf Dauer gegen 
eine Abonnementsgebühr. 

Anpassung an heuti-
ge Gegebenheit 

    
 Die gleichen Unterlagen werden den akkreditierten 

Berichterstattern der Medien zugestellt. 
Die gleichen Unterlagen werden den akkreditierten 
Medienleuten zugestellt. 

Neutrale Form 

    
 Art. 6   
Aktenauflage Vom Zeitpunkt der Einladung an bis zur Sitzung stehen 

zur Beurteilung der Geschäfte die vollständigen Akten 
den Ratsmitgliedern jederzeit zur Einsicht offen. 

  

    
 Die Akten dürfen nicht aus dem Aktenauflagezimmer 

genommen werden. Die Akten dürfen kopiert werden, 
sofern sie nicht durch den Stadtrat oder das Büro mit 
Hinweis als geheim erklärt werden. 

  

    
 3. Sitzungen   
    
 Art. 7   
Sitzungstage und Sitzungs-
dauer 

Die ordentlichen Sitzungen finden in der Regel am ers-
ten Montag jedes Monats statt mit Beginn um 19.00 
Uhr. Sie sollten nicht länger als zweieinhalb Stunden 
dauern. 

  

    
 Ausserordentliche Sitzungen sowie Doppelsitzungen 

und deren Beginn legt das Büro nach Bedarf fest. Dop-
pelsitzungen sollen gesamthaft nicht länger als vier 
Stunden dauern. 

Ausserordentliche Sitzungen sowie Doppelsitzungen 
und deren Beginn legt das Büro nach Bedarf fest. Dop-
pelsitzungen sollen gesamthaft nicht länger als fünf 
Stunden dauern. 

Übereinstimmung mit 
EVO 

    
 Zudem können Halb- und Ganztagessitzungen einberu-

fen werden. 
Zudem können Halb- und Ganztagessitzungen einberu-
fen werden. 

Anpassung an neue 
EVO 

    
 Art. 8   
Sitzungsarten Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich.   
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 Aus wichtigen Gründen kann der Rat geheime Ver-

handlung beschliessen. Zuhörer und Medien sind in 
diesem Falle ausgeschlossen. 

Aus wichtigen Gründen kann der Rat geheime Ver-
handlung beschliessen. Publikum und Medienleute sind 
in diesem Falle ausgeschlossen. 

Neutral Form, AL 
können bleiben 

    
 Der Rat kann ferner Arbeitstagungen, Informationssit-

zungen und Begehungen abhalten, an denen keine 
Beschlüsse gefasst werden. Er beschliesst von Fall zu 
Fall über die Zulassung von Zuhörern und Medien. 

..... Er beschliesst von Fall zu Fall über die Zulassung 
von Zuhörenden und Medien 

Neutrale Form 

    
 Der Stadtrat ist berechtigt, ausserhalb der Sitzungen 

des Rates zu geheimen oder öffentlichen Informations-
veranstaltungen einzuladen. 

  

    
 Art. 9   
Teilnahmepflicht Die Mitglieder des Gemeinderates haben an allen Sit-

zungen teilzunehmen. 
  

    
 Entschuldigungen sind unter Angabe der Gründe mög-

lichst vor der Sitzung, spätestens aber drei Tage nach-
her, beim Ratspräsidenten schriftlich einzureichen. 

Entschuldigungen sind unter Angabe der Gründe mög-
lichst vor der Sitzung, spätestens aber drei Tage nach-
her, dem Ratsbüro zuhanden des Ratspräsidiums 
schriftlich einzureichen. 

Präzisierung, neutra-
le Form 

    
 Art. 10   
Sitzungsgeld Die Mitglieder des Gemeinderates erhalten für die Teil-

nahme an Rats-, Büro- und Kommissionssitzungen 
Sitzungsgeld gemäss Städtischer Besoldungsverord-
nung. Massgebend ist der Eintrag ins Sitzungsprotokoll.

Die Mitglieder des Gemeinderates erhalten für die Teil-
nahme an Rats-, Büro- und Kommissionssitzungen 
Sitzungsgeld gemäss Entschädigungsverordnung der 
Stadt. Massgebend ist der Eintrag ins Sitzungsproto-
koll. 

Regelung in EVO, 
nicht PVO 

    
 Ratsmitglieder, die einer Sitzung mehr als eine Stunde 

fernbleiben, erhalten kein Sitzungsgeld. 
  

    
 Wer eine Sitzung ohne genügende Entschuldigung 

ganz versäumt, hat zu Handen eines vom Ratsbüro zu 
bestimmenden Zwecks eine Busse in der Höhe des 
Sitzungsgeldes zu entrichten. 

Wer eine Sitzung ohne genügende Entschuldigung 
ganz versäumt, hat zuhanden eines vom Ratsbüro zu 
bestimmenden Zwecks eine Busse in der Höhe des 
Sitzungsgeldes zu entrichten. 

Neue Rechtschrei-
bung 
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 Art. 11   
Appell und Namensaufruf Die Anwesenheit der Ratsmitglieder wird zu Beginn 

jeder Sitzung durch Eintragung in die Präsenzliste fest-
gestellt. Zu spät eintreffende oder vor Sitzungsschluss 
weggehende Ratsmitglieder haben sich beim Sekretär 
zu melden. Abwesende Ratsmitglieder werden im Pro-
tokoll vermerkt. 

Die Anwesenheit der Ratsmitglieder wird zu Beginn 
jeder Sitzung durch Eintragung in die Präsenzliste fest-
gestellt. Zu spät eintreffende oder vor Sitzungsschluss 
weggehende Ratsmitglieder haben sich beim Sekreta-
riat zu melden. Abwesende Ratsmitglieder werden im 
Protokoll vermerkt. 

Neutrale Form 

    
 Während der Sitzungen kann der Namensaufruf durch 

den Ratspräsidenten oder durch Beschluss der anwe-
senden Ratsmitglieder angeordnet werden, wenn die 
Beschlussfähigkeit nicht eindeutig feststeht. 

Während der Sitzungen kann der Namensaufruf durch 
das ratsvorsitzende Mitglied oder durch Beschluss der 
anwesenden Ratsmitglieder angeordnet werden, wenn 
die Beschlussfähigkeit gemäss Art. 24 der Gemeinde-
ordnung nicht eindeutig feststeht. 

Präzisierung, neutra-
le Form 

    
 Wer beim Namensaufruf unentschuldigt fehlt, ist im 

Protokoll zu vermerken. 
  

    
 Art. 12   
Sitzordnung Nach der Erneuerungswahl des Gemeinderates wird 

die neue Sitzordnung für die Mitglieder des Gemeinde-
rates, das Ratspräsidium, den Ratssekretär, die Mit-
glieder des Stadtrates, den Stadtschreiber, die Vertreter 
von Spezialverwaltungsbehörden, die Sachverständi-
gen, die akkreditierten Medienvertreter sowie die Zuhö-
rer durch das Büro des abtretenden Rates für die ganze 
Dauer der Legislaturperiode festgelegt. Änderungen der 
Sitzordnung durch das Büro werden in der Regel nur 
vorgenommen, wenn neue Fraktionen gebildet werden. 

Nach der Erneuerungswahl des Gemeinderates wird 
die neue Sitzordnung für die Mitglieder des Gemeinde-
rates, das Ratspräsidium, das Ratssekretariat, die Mit-
glieder des Stadtrates, den Stadtschreiber/die Stadt-
schreiberin, die Mitglieder von Spezialverwaltungsbe-
hörden, die Sachverständigen, die akkreditierten Me-
dienleute sowie das Publikum durch das Büro des ab-
tretenden Rates für die ganze Dauer der Legislaturperi-
ode festgelegt. Änderungen der Sitzordnung durch das 
Büro werden in der Regel nur vorgenommen, wenn 
neue Fraktionen gebildet werden. 

Neutrale Form 

    
 Die Stimmenzähler bleiben an dem ihnen zugewiese-

nen Platz. 
Die Stimmenzählenden bleiben an den ihnen zugewie-
senen Plätzen. 

Neutrale Form 

    
 Art. 13   
Medien Berichterstattern der Medien werden auf ein dem Rats-

büro zu unterbreitendes Gesuch im Sitzungssaal be-
sondere Plätze zugewiesen. 

Medienleuten werden auf Gesuch durch das Ratsbüro 
akkreditiert. Sie erhalten separate Plätze im Sitzungs-
saal. 

Formulierung, neut-
rale Form 
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 Die Berichterstatter sind gehalten, in sachlicher Weise 

über die Ratsverhandlungen zu berichten und auf Be-
gehren eines Ratsmitgliedes falsche oder missver-
ständliche Berichte richtigzustellen. Tun sie das nicht, 
so kann ihnen das Ratsbüro den zugeteilten Platz ent-
ziehen. 

Die Medienleute sind gehalten,.... Neutrale Form 

    
 Art. 14   
Zuhörer Zuschauer Die Zuhörer haben jede Störung und jede Äusserung 

von Beifall oder Missbilligung über die Verhandlungen 
zu unterlassen und sich auf den für sie bestimmten 
Plätzen aufzuhalten. 

Das Publikum hat jede Störung und jede Äusserung 
von Beifall oder Missbilligung über die Verhandlungen 
zu unterlassen und sich auf den für sie bestimmten 
Plätzen aufzuhalten. 

Klarer Unterschied 
Publikum - Sachver-
ständige, neutrale 
Form 

    
 Der Vorsitzende kann Personen, die diese Vorschriften 

missachten, aus dem Sitzungssaal weisen. 
Ratsvorsitzende können Personen, die diese Vorschrif-
ten missachten, aus dem Sitzungssaal weisen. 

Neutrale Form 

    
 Art. 15   
Allgemeine Ordnung Optische und akustische Aufnahmen sowie die Ver-

wendung elektronischer Hilfsmittel sind während der 
Ratssitzungen ohne Erlaubnis des Ratspräsidenten 
weder im Sitzungssaal noch in den Vorräumen gestat-
tet. 

Optische und akustische Aufnahmen sowie die Ver-
wendung elektronischer Hilfsmittel sind während der 
Ratssitzungen ohne Erlaubnis des Ratspräsidums we-
der im Sitzungssaal noch in den Vorräumen gestattet. 

Legalisierung Laptop 
(Presse), neutrale 
Form 

    
  Verwendete Hilfsmittel dürfen den Ratsbetrieb nicht 

stören. 
Ergänzung 

    
 Im Sitzungssaal und in dessen Vorräumen dürfen we-

der Unterschriften gesammelt noch Flugblätter und 
dergleichen verteilt werden. Ausgenommen ist die Un-
terzeichnung von Eingaben von Ratsmitgliedern, zu 
welchen diese kraft ihres Amtes befugt sind. 

......, zu welchen diese durch ihr Amt befugt sind. Formulierung 

    
 Art. 16   
Rauch- und Essverbot Im Sitzungssaal darf weder geraucht noch gegessen 

werden. 
  
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 4. Verhandlungen   
    
 Art. 17   
Leitung Der Ratspräsident leitet die Ratsverhandlungen. Will er 

sich an der Beratung in sachlicher Hinsicht beteiligen, 
so hat er die Leitung einem Vizepräsidenten zu über-
geben und seinen Platz im Ratssaal einzunehmen. Die 
gleiche Reglung gilt auch für die Vizepräsidenten. 

Ratsvorsitzende leiten die Ratsverhandlungen. Für eine 
direkte Beteiligung in sachlicher Hinsicht muss die Sit-
zungsleitung an die Stellvertretung delegiert und der 
Platz im Ratssaal eingenommen werden. Die gleiche 
Reglung gilt auch für die stellvertretenden Ratsvorsit-
zenden. 

Neutrale Form 

    
 Bei Verhinderung des Ratspräsidenten wird die Sitzung 

vom 1., bei dessen Verhinderung vom 2. Vizepräsiden-
ten geleitet. 

Bei Verhinderung der Ratsvorsitzenden wird die Sit-
zung von den dafür vorgesehenen Stellvertretenden 
geleitet. 

Neutrale Form 

    
 Sind der Ratspräsident und die Vizepräsidenten aus-

serstande, die Ratsverhandlungen zu leiten, so be-
stimmt der Rat für die betreffende Sitzung einen Vorsit-
zenden, dessen Wahl vom ältesten Ratsmitglied durch-
zuführen ist. 

Sind Ratsvorsitzende und die vorgesehenen Stellvertre-
tenden ausserstande, die Ratsverhandlungen zu leiten, 
so bestimmt der Rat für die betreffende Sitzung eine 
Sitzungsleitung. Deren Wahl ist vom ältesten Ratsmit-
glied durchzuführen. 

Neutrale Form 

    
 Art. 18   
Tagesordnung Der Ratspräsident eröffnet die Sitzung und stellt Trak-

tandenliste und Protokoll zur Diskussion. 
Ratsvorsitzende eröffnen die Sitzung und stellen Trak-
tandenliste und Protokoll zur Diskussion. 

Neutrale Form 

    
 Der Rat kann Änderungen beschliessen. Streichen, da bereits in Art. 4 erwähnt. Wiederholung 
    
 Art. 19   
Verhandlungsordnung Der Ratspräsident: Ratsvorsitzende: Neutrale Form 
 a) sorgt für eine angenehme Stimmung und eine 

rationelle, zielstrebige und störungsfreie Ge-
schäftsabwicklung; 

a) sorgen für .... Neutrale Form 

 b) ermahnt einen Redner, bei der Sache zu bleiben, 
wenn er von ihr abschweift; 

b) ermahnen Vortragende, bei der Sache zu bleiben, 
wenn sie von ihr abschweifen; 

Neutrale Form 

 c) ruft einen Redner zur Ordnung, wenn er den par-
lamentarischen Anstand verletzt; 

c) rufen Vortragende zur Ordnung, wenn sie den 
parlamentarischen Anstand verletzen; 

Neutrale Form 

 d) entzieht einem Redner das Wort, wenn er die Er-
mahnung oder den Ordnungsruf nicht beachtet; 

d) entziehen Vortragenden das Wort, wenn sie die 
Ermahnung oder den Ordnungsruf nicht beachten; 

Neutrale Form 

 e) unterbricht oder schliesst bei Ruhestörungen nach 
erfolgloser Mahnung die Sitzung. 

e) unterbrechen oder schliessen bei Ruhestörungen 
nach erfolgloser Mahnung die Sitzung. 

Neutrale Form 
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 Erhebt der zur Ordnung Gerufene Einsprache gegen 

den vom Ratspräsidenten ausgehenden Ordnungsruf 
oder Wortentzug, so entscheidet der Rat, nach kurzer 
Begründung des Betroffenen, ohne weitere Ausspra-
che. 

Über Einsprachen gegen von Ratsvorsitzenden ausge-
hende Ordnungsrufe oder Wortentzuge, entscheidet 
der Rat, nach kurzer Begründung der Betroffenen, ohne 
weitere Aussprache. 

Neutrale Form 

    
 Der Rat kann ein Mitglied, das sich seinem Entscheid 

nicht fügt oder das den Gang der Beratung durch sein 
Verhalten beeinträchtigt, von der Sitzung ausschlies-
sen. 

  

    
 Art. 20   
Eintretensverfahrendebatte, 
Detailberatung, Wortertei-
lung 

Der Detailberatung von Geschäften hat ein Eintretens-
verfahren voranzugehen, sofern der Ratspräsident dies 
anordnet oder ein Ratsmitglied dies wünscht. 

Der Detailberatung von Geschäften hat eine Eintre-
tensverfahrendebatte voranzugehen, sofern das vorsit-
zende Mitglied dies anordnet oder ein anderes Rats-
mitglied dies wünscht. 

Ausdruck GG, neut-
rale Form 

    
 Bevor zur Detailberatung eines Geschäftes die allge-

meine Aussprache freigegeben wird, erteilt der Rats-
präsident in folgender Reihenfolge das Wort: 

Bevor zur Detailberatung eines Geschäftes die allge-
meine Aussprache freigegeben wird, erteilen Ratsvor-
sitzende in folgender Reihenfolge das Wort: 

Neutrale Form 

 a) Wenn eine Kommission das Geschäft vorberaten 
hat, deren Berichterstatter, danach auf Verlangen 
weiterer Mitgliedern und sodann dem Berichter-
statter der antragsstellenden Behörde; 

a) Wenn eine Kommission das Geschäft vorberaten 
hat, deren Berichtende, danach auf Verlangen wei-
teren Mitgliedern und sodann den Berichtenden 
der antragstellenden Behörde; 

Neutrale Form 

 b) Wenn keine Kommission sich mit dem Geschäft 
befasst hat, dem Berichterstatter der antragsstel-
lenden Behörde; 

b) Wenn keine Kommission sich mit dem Geschäft 
befasst hat, den Berichtenden der antragstellen-
den Behörde; 

Neutrale Form 

 c) Bei parlamentarischen Vorstössen dem Stadtrat 
zur Stellungnahme, danach dem Erstunterzeich-
ner; 

Streichen, wird im Kapitel 7 behandelt. Wiederholung 

 d) Bei Wahlen zuerst dem Sprecher der Interfraktio-
nellen Konferenz und danach antragsstellenden 
Ratsmitgliedern in der Reihenfolge ihres Wortbe-
gehrens. 

c) Bei Wahlen zuerst dem berichterstattenden Mit-
glied der interfraktionellen Konferenz und danach 
antragstellenden Ratsmitgliedern in der Reihenfol-
ge ihres Wortbegehrens. 

Neutrale Form 

    
 Die Verhandlungen werden in Mundart geführt.   
    
 Art. 21   
Allgemeine Aussprache Die allgemeine Aussprache beruht auf freiem Wortbe-

gehren. 
  
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 Der Ratspräsident erteilt das Wort dazu in der Reihen-

folge des Begehrens. Mitglieder, die zum Geschäft 
noch nicht gesprochen haben, sind vor denjenigen 
aufzurufen, die sich bereits geäussert haben. 

Ratsvorsitzende erteilen das Wort dazu in der Reihen-
folge des Begehrens. Mitglieder, die zum Geschäft 
noch nicht gesprochen haben, sind vor denjenigen 
aufzurufen, die sich bereits geäussert haben. 

Neutrale Form 

    
 Ein Redner darf erst sprechen, wenn er dazu vom 

Ratspräsidenten aufgerufen wird, höchstens jedoch 
zweimal, ausgenommen, er äussert sich in seiner Ei-
genschaft als Berichterstatter, als Mitglied der vorbera-
tenden Kommission, als Stadtrat oder trage einen Ord-
nungsantrag vor. 

Vortragende dürfen erst sprechen, wenn sie dazu vom 
vorsitzenden Ratsmitglied aufgerufen werden, höchs-
tens jedoch zweimal, ausgenommen, sie äussern sich 
als  Mitglied der vorberatenden Kommission, als Mit-
glied des Stadtrates oder tragen einen Ordnungsantrag 
vor. 

Neutrale Form, Wie-
derholung 

    
 Den vom Stadtrat im Sinne von § 45 der Gemeindeord-

nung beigezogenen städtischen Beamten und aussen-
stehenden Sachverständigen darf das Wort vom Rats-
präsidenten nur im Einverständnis des Rates erteilt 
werden. 

Den vom Stadtrat im Sinne von Art. 25 der Gemeinde-
ordnung beigezogenen städtischen Angestellten und 
aussenstehenden Sachverständigen darf das Wort von 
Ratsvorsitzenden nur mit Einverständnis des Rates 
erteilt werden. 

Anpassung an neue 
Gemeindeordnung, 
Gegebenheit und 
neutrale Form 

    
 Art. 22   
Persönliche Erklärungen 
Fraktionserklärungen 

Persönliche Erklärungen und Fraktionserklärungen sind 
vorgängig dem Ratspräsidenten zu Handen des Proto-
kolls schriftlich im Wortlaut einzureichen. Der Vortrag 
hat sich auf diese Eingabe zu beschränken und wird 
nicht diskutiert. Persönliche Erklärungen, welche kein 
zu behandelndes Geschäft betreffen, können nur am 
Schluss der Sitzung vorgetragen werden. 

Persönliche Erklärungen und Fraktionserklärungen sind 
vorgängig dem vorsitzenden Ratsmitglied zuhanden 
des Protokolls schriftlich im Wortlaut einzureichen. Der 
Vortrag hat sich auf diese Eingabe zu beschränken und 
wird nicht diskutiert. Persönliche Erklärungen, welche 
kein zu behandelndes Geschäft betreffen, können nur 
am Schluss der Sitzung vorgetragen werden. 

Neue Rechtschrei-
bung und gleiche 
Behandlung der Er-
klärungen, neutrale 
Form 

    
 Art. 23   
Redezeit und Wortentzug Die Redezeit wird wie folgt begrenzt:   
 a) Berichterstattung zu Sachgeschäften sowie zur 

Begründung von Initiativen, Motionen, Postulaten 
und Interpellationen: 20 Minuten; 

  

 b) Aussprache auf freies Wortbegehren: 10 Minuten;   
 c) Begründung von Ordnungs- oder Wiedererwä-

gungsanträgen, für persönliche Bemerkungen und 
solche zum Protokoll: 5 Minuten. 

  
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 Der Rat kann, wenn 2/3 der Anwesenden dies be-

schliesst: 
  

 a) einem Redner das Wort entziehen, wenn dieser 
die Begrenzung der Redezeit missachtet; 

a) Vortragenden das Wort entziehen, wenn diese die 
Begrenzung der Redezeit missachten; 

Neutrale Form 

 b) bei lang andauernden Debatten die in Abs. 1 fest-
gesetzte Redezeit kürzen; 

  

 c) die allgemeine Aussprache abbrechen, wobei das 
Wort Mitgliedern, die es vorher begehrt haben so-
wie Berichterstattern der Kommissionen und Be-
hörden noch zu erteilen ist. 

c) die allgemeine Aussprache abbrechen, wobei das 
Wort Mitgliedern, die es vorher begehrt haben so-
wie Berichtenden der Kommissionen und Behör-
den noch zu erteilen ist. 

Neutrale Form 

    
 Art. 24   
Schriftliche Anträge und 
Begründung 

Die Kommissionen unterbreiten ihre Anträge in der 
Regel schriftlich, während deren Begründung auch 
mündlich erfolgen kann. 

  

    
 In der Aussprache gestellte Sachanträge jeglicher Art 

sind schriftlich und in Schriftdeutsch abgefasst dem 
Ratspräsidenten vor der Abstimmung zu übergeben. 

In der Aussprache gestellte Sachanträge jeglicher Art 
sind schriftlich und in Schriftdeutsch abgefasst dem 
Ratspräsidium vor der Abstimmung zu übergeben. 

Neutrale Form 

    
 Art. 25   
Ordnungsantrag, Rückwei-
sungsantrag 

Wird während der allgemeinen Aussprache ein Ord-
nungsantrag gestellt, so muss die Beratung zum Sach-
geschäft bis zu dessen Erledigung unterbrochen wer-
den. 

  

    
  Ein Rückweisungsantrag an den Stadtrat muss mit 

einem klaren Auftrag verbunden sein. Über den Rück-
weisungsantrag wird erst vor der Abstimmung ent-
schieden.

Bisher nicht definiert. 
Siehe auch Thal-
mann § 105/4.3.3 

    
 Art. 26   
Wiedererwägungsantrag Im Verlaufe der allgemeinen Aussprache, jedoch vor 

der Schlussabstimmung, kann jedes Mitglied beantra-
gen, Einzelheiten des Geschäftes nochmals in Erwä-
gung zu ziehen. 

  

    
 Über Wiedererwägungsanträge und allfällige Gegenan-

träge entscheidet der Rat ohne weitere Aussprache. 
  
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 Art. 27   
Vernehmlassung des Stadt-
rates zu Anträgen und Ab-
änderungsanträgen 

Vor Beschlussfassung über Anträge oder Abände-
rungsanträge, die nicht vom Stadtrat ausgehen, ist die-
sem Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

  

    
 Der Stadtrat kann verlangen, dass ihm solche Anträge 

zur schriftlichen Vernehmlassung überwiesen werden. 
  

    
 Art. 28   
Behördenmitglieder; Be-
schränkung des Stimm-
rechtes 

Ratsmitglieder die zugleich Spezialverwaltungsbehör-
den gemäss § 87 der Gemeindeordnung angehören, 
haben nur beratende Stimme, wenn es sich um ein 
Geschäft des betreffenden Verwaltungsbereiches han-
delt. 

Ratsmitglieder die zugleich Spezialverwaltungsbehör-
den gemäss Art. 47 der Gemeindeordnung angehören, 
..... 

Anpassung an neue 
Gemeindeordnung 

    
 Art. 29   
Ausstand Ein Ratsmitglied hat bei Beratungen und Abstimmun-

gen in den Ausstand zu treten, 
  

 a) wenn es sich um ein Geschäft handelt, bei wel-
chem das Ratsmitglied Vertragspartner der Stadt 
oder sonst unmittelbar persönlich beteiligt ist; 

  

 b) wenn sein Ehegatte, seine Verwandten in auf- 
oder absteigender Linie, seine Geschwister oder 
Schwäger (Ehegatten von Geschwistern) Beteiligte 
sind; 

streichen entspricht nicht GG 
(Thalmann S. 290/6) 

 c) wenn es sich um den Abschluss eines Vertrages 
mit einem Dritten, mit einem Verein, einer Stiftung, 
Gesellschaft oder Genossenschaft oder um die 
Gewährung eines Beitrages an solche handelt, so-
fern das Ratsmitglied mit der Geschäftsführung 
oder Vertretung der betreffenden Person oder Or-
ganisation beauftragt ist. 

b)   

    
  Ein Ausstand ist durch das Ratsmitglied dem Ratsprä-

sidium anzumelden. Ein in Ausstand getretenes Rats-
mitglied darf auf seinem Platz verbleiben. 

Klare Regelung, 
neutrale Form 

    
 In Zweifelsfällen entscheidet der Rat über die Aus-

standspflicht. 
  
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 Art. 30   
Geheime Beratung Bei geheimer Beratung ist jedermann verpflichtet, über 

die Verhandlungen Stillschweigen zu bewahren. 
Bei geheimer Beratung sind alle verpflichtet, über die 
Verhandlungen Stillschweigen zu bewahren. 

Neutrale Form 

    
 5. Abstimmungen   
    
 Art. 31   
Reihenfolge der Abstim-
mung 

Der Ratspräsident unterbreitet vor jeder Abstimmung 
seine Vorschläge über die Behandlung der vorliegen-
den Anträge und die Reihenfolge, in der über sie abge-
stimmt werden soll; gegebenenfalls entscheidet der Rat 
über das Verfahren. 

Das vorsitzende Ratsmitglied unterbreitet vor ..... Neutrale Form 

    
 Zur Abstimmung gelangen in der Regel zuerst die Un-

teränderungsanträge, dann die Abänderungsanträge 
und am Schluss der Hauptantrag. 

  

    
 Über alle Anträge, die sich auf Vorfragen beziehen, ist 

zuerst abzustimmen. 
streichen mit Absatz 2 erledigt 

    
 Art. 32   
Abstimmung bei Hauptan-
trägen 

Liegen mehr als zwei gleichgeordnete Anträge vor, so 
werden sie nebeneinander zur Abstimmung gebracht, 
wobei jedes Ratsmitglied nur für einen Antrag stimmen 
kann. 

  

    
 Erreicht keiner dieser Anträge das absolute Mehr, so 

fällt derjenige mit der kleinsten Stimmenzahl aus dem 
Verfahren. 

  

    
 Auf gleiche Weise wird über die verbleibenden Anträge 

abgestimmt, bis einer die absolute Mehrheit erlangt. 
  

    
 Art. 33   
Beschlussfassung ohne 
Abstimmung und Schluss-
abstimmung 

Wird zu einem Antrag kein Gegenantrag gestellt, so 
muss nicht abgestimmt werden. Der Antrag ist vom 
Präsidenten als Beschluss des Gemeinderates zu er-
klären. 

Wird zu einem Antrag kein Gegenantrag gestellt, so 
muss nicht abgestimmt werden. Der Antrag ist vom 
vorsitzenden Ratsmitglied als Beschluss des Gemein-
derates zu erklären. 

Neutrale Form 
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 Wird eine Vorlage artikelweise bzw. einzeln behandelt, 

so hat am Schluss der Beratung eine Abstimmung über 
das ganze Geschäft stattzufinden. 

  

    
 Über Vorlagen, die dem obligatorischen Referendum 

unterliegen, ist jedoch immer ausdrücklich abzustim-
men. Die Stimmen sind auszuzählen. 

  

    
 Art. 34   
Stimmabgabe und Feststel-
lung der Mehrheit 

Sofern nichts anderes angeordnet ist, entscheidet die 
Mehrheit der Stimmenden. 

  

    
 Zur Stimmabgabe wird die Hand erhoben, wobei der 

Ratspräsident immer mitstimmt. Bei Stimmengleichheit 
gilt derjenige Antrag als angenommen, für den der 
Ratspräsident gestimmt hat. 

Zur Stimmabgabe wird die Hand erhoben, wobei für 
Ratsvorsitzende Stimmzwang besteht. Bei Stimmen-
gleichheit gilt derjenige Antrag als angenommen, für 
den das vorsitzende Ratsmitglied gestimmt hat. 

Präzisierung, neutra-
le Form 

    
 Steht die Mehrheit nicht eindeutig fest oder wird die 

Ermittlung der genauen Stimmenzahl vom Ratspräsi-
denten oder von einem Ratsmitglied verlangt, so müs-
sen die Stimmen ausgezählt werden. Im übrigen stellt 
der Ratspräsident fest, auf welcher Seite sich die 
Mehrheit befindet. 

Steht die Mehrheit nicht eindeutig fest oder wird die 
Ermittlung der genauen Stimmenzahl von Ratsvorsit-
zenden oder von einem Ratsmitglied verlangt, so müs-
sen die Stimmen ausgezählt werden. Im Übrigen stellt 
das vorsitzende Ratsmitglied fest, auf welcher Seite 
sich die Mehrheit befindet. 

Neue Rechtschrei-
bung, neutrale Form 

    
 Art. 35   
Abstimmung mit Na-
mensaufruf 

Wenn neun der anwesenden Ratsmitglieder es verlan-
gen, so ist die Abstimmung mit namentlichem Vermerk 
im Protokoll unter Namensaufruf vorzunehmen. Rats-
mitglieder, die sich bis zum Schluss des Aufrufes ein-
finden, sind mitzuzählen. 

  

    
 Art. 36 streichen  
Dringlichkeit Die Urnenabstimmung über einen Beschluss des Ge-

meinderates kann ausgeschlossen werden, wenn er mit 
einer Mehrheit von 4/5 der anwesenden Ratsmitglieder 
als dringlich erklärt wird und der Stadtrat durch beson-
deren Beschluss sein Einverständnis erteilt. 

streichen Wird in der Gemein-
deordnung Art. 11 
abgehandelt. 

    
 6. Wahlen   
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 Art. 37 Art. 36  
Rechtsgrundlagen 
Wahlen in globo 

Bei den durch den Gemeinderat vorzunehmenden 
Wahlen ist nach dem kantonalen Wahlgesetz und der 
Gemeindeordnung zu verfahren. 

Bei den durch den Gemeinderat vorzunehmenden 
Wahlen ist nach dem kantonalen Gesetz über die Wah-
len und Abstimmungen (Wahlgesetz) zu verfahren. 

Korrekte Nennung 
und Anpassung 

    
 Die Wahlen nach § 48 Ziff. 2 bis 9 der Gemeindeord-

nung können, wenn der Rat dies beschliesst, in globo 
vorgenommen werden. 

Die Wahlen nach Art. 33 Ziff. 2 der Gemeindeordnung 
können, wenn der Rat dies beschliesst, in Globo vorge-
nommen werden. 

Anpassung an neue 
Gemeindeordnung, 
Rechtschreibung 

    
 7. Parlamentarische Vorstösse   
    
 (A) Allgemeines   
    
 Art. 38 Art. 37  
Umfang Als Parlamentarische Vorstösse gelten die Motion, das 

Postulat, die Interpellation und die Kleine Anfrage. 
Als parlamentarische Vorstösse gelten die Motion, das 
Postulat, die Interpellation und die kleine Anfrage. 

Neue Rechtschrei-
bung 

    
 Ein Parlamentarischer Vorstoss darf nur einen einzigen 

Gegenstand zum Inhalt haben (Einheit der Materie) und 
kann eine schriftliche Begründung enthalten. Für Kleine 
Anfragen gilt Art. 51 Abs. 2. 

Ein parlamentarischer Vorstoss darf nur einen einzigen 
Gegenstand zum Inhalt haben (Einheit der Materie) und 
kann eine schriftliche Begründung enthalten. Für kleine 
Anfragen gilt Art. 48 Abs. 2. 

Neue Rechtsschrei-
bung, neue Artikel-
nummer 

    
 Parlamentarische Vorstösse sind dem Ratspräsidenten 

schriftlich einzureichen. 
Parlamentarische Vorstösse sind dem Ratsbüro zuhan-
den des Ratspräsidiums schriftlich einzureichen. 

Präzisierung, neutra-
le Form 

    
 Art. 39 Art. 38  
Einreichung Parlamentarische Vorstösse können von jedem Mit-

glied, von mehreren Mitgliedern oder - im Zusammen-
hang mit ihnen obliegenden Geschäften - von gemein-
derätlichen Kommissionen eingereicht werden. 

Parlamentarische Vorstösse können von einzelnen 
oder  von mehreren Mitgliedern eingereicht werden. 

Thalmann § 105, 
5.1.2 verneint Kom-
missionsmöglichkeit 

    
 Art. 40 Art. 39  
Bekanntgabe, Begründung, 
Behandlung 

Der Ratspräsident bringt den Ratsmitgliedern und dem 
Stadtrat parlamentarische Vorstösse nach Eingang im 
Wortlaut zur Kenntnis. 

Das Ratsbüro bringt den ..... Präzisierung 

    
 Motionen, Postulate, Interpellationen, welche mindes-

tens 14 Tage vor der Sitzung eingereicht werden, sind 
vom Präsidenten auf die Traktandenliste zu setzen. 

......., sind vom Ratsbüro auf die Traktandenliste zu 
setzen. 

Präzisierung 
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 Diese Vorstösse sind in der gleichen Sitzung vom Erst-

unterzeichner oder bei Verhinderung von einem Mitun-
terzeichner mündlich zu begründen. 

Diese Vorstösse sind in der gleichen Sitzung von der 
erstunterzeichnenden Person oder bei Verhinderung 
von einer mitunterzeichnenden Person mündlich zu 
begründen. 

Neutrale Form 

    
 Eine allfällige allgemeine Aussprache und die Be-

schlussfassung betreffend Überweisung oder Ableh-
nung finden in der Regel in der darauf folgenden Sit-
zung statt. 

  

    
 Die Stellungnahme der zuständigen Behörde erfolgt 

mündlich oder schriftlich. Schriftliche Stellungnahmen 
sind dem Ratspräsidenten so frühzeitig einzureichen, 
dass sie den Ratsmitgliedern zusammen mit der Einla-
dung zur Sitzung zugestellt werden können. 

...... Schriftliche Stellungnahmen sind dem Ratsbüro so 
frühzeitig einzureichen, dass sie den Ratsmitgliedern 
.... 

Präzisierung, neutra-
le Form 

    
 Die schriftlichen Stellungnahmen zu Kleinen Anfragen 

kann die Behörde veröffentlichen, bevor der Rat sie in 
der Sitzung zur Kenntnis nimmt. 

Die schriftlichen Stellungnahmen zu kleinen Anfragen 
kann die Behörde veröffentlichen, bevor der Rat sie in 
der Sitzung zur Kenntnis nimmt. 

Neue Rechtschrei-
bung 

    
 Der Erstunterzeichner ist berechtigt, den Vorstoss bis 

zu dessen Erledigung jederzeit zurückzuziehen. 
Erstunterzeichnende sind berechtigt, den Vorstoss bis 
zu dessen Erledigung jederzeit zurückzuziehen. 

Neutrale Form 

    
 (B) Motionen   
    
 Art. 41 Art. 40  
Begriff Motionen sind Anträge, die den Stadtrat oder die Spe-

zialverwaltungsbehörden verpflichten, einen in die Zu-
ständigkeit des Gemeinderates oder der Gemeinde 
fallenden Antrag auf Erlass, Änderung oder Aufhebung 
eines Beschlusses zu unterbreiten. 

  

    
 Art. 42 Art. 41  
Behandlung Nach mündlicher Begründung der Motion hat die zu-

ständige Behörde in der Regel in der darauf folgenden 
Sitzung zu erklären, ob sie bereit ist, die Motion entge-
genzunehmen. Ein Ablehnungsantrag ist schriftlich zu 
begründen. 

Nach mündlicher Begründung der Motion hat der Stadt-
rat in der Regel in der darauf folgenden Sitzung zu er-
klären, ob er bereit ist, die Motion entgegenzunehmen. 
Ein Ablehnungsantrag ist schriftlich zu begründen. 

Präzisierung 

    
 Vor der Beschlussfassung betreffend Überweisung 

oder Ablehnung findet eine allgemeine Aussprache 
  
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 Änderungen im Wortlaut einer Motion sind im Verlaufe 

der Beratung nur mit Zustimmung des Verfassers zu-
lässig. Der Stadtrat hat in diesem Falle das Recht, eine 
erneute Vernehmlassungsfrist bis zur darauf folgenden 
ordentlichen Ratssitzung zu verlangen. Der Motionär - 
unter mehreren Motionären der Erstunterzeichner - ist 
auch berechtigt, diese in ein Postulat umzuwandeln. 

Änderungen im Wortlaut einer Motion sind im Verlaufe 
der Beratung nur mit Zustimmung des die Motion ein-
reichenden Ratsmitgliedes zulässig. Der Stadtrat hat in 
diesem Falle das Recht, eine erneute Vernehmlas-
sungsfrist bis zur darauf folgenden ordentlichen Rats-
sitzung zu verlangen. Das einreichende Ratsmitglied - 
unter mehreren das erstunterzeichnende - ist auch 
berechtigt, die Motion in ein Postulat umzuwandeln. 

Neutrale Form 

    
 Art. 43 Art. 42  
Beschlussfassung Der Rat beschliesst, ob die Motion an den Stadtrat zu 

überweisen oder abzulehnen sei. 
  

    
 Liegt kein Ablehnungsantrag vor, gilt die Überweisung 

als beschlossen. 
  

    
 Art. 44 Art. 43  
Erledigung Der Stadtrat stellt dem Gemeinderat innert 12 Monaten 

schriftlich und begründet Antrag zur Motion. 
  

    
 Der Rat beschliesst, ob eine Motion als erledigt abzu-

schreiben oder aufrechtzuerhalten sei. Als neue Frist 
zur Behandlung gelten sechs Monate. 

  

    
 (C) Postulate   
    
 Art. 45 Art. 44  
Begriff Postulate sind Einladungen an den Stadtrat oder die 

Spezialverwaltungsbehörde, zu prüfen und zu berich-
ten, ob: 

  

 a) ein Beschluss in die Zuständigkeit der Gemeinde 
oder des Gemeinderates zu fassen sei oder; 

  

 b) eine Anordnung in der Zuständigkeit des Stadtra-
tes bzw. der Spezialverwaltungsbehörde zu treffen 
sei, gegebenenfalls unter Antragstellung an den 
Gemeinderat. 

  
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 Art. 46 Art. 45  
Behandlung, Beschlussfas-
sung, Erledigung 

Nach mündlicher Begründung des Postulates hat die 
zuständige Behörde in der Regel in der darauf folgen-
den Sitzung zu erklären, ob sie bereit ist, das Postulat 
entgegenzunehmen. Ein Ablehnungsantrag ist schrift-
lich zu begründen. 

Für die Behandlung, Beschlussfassung und Erledigung 
sind Art. 41 - 43 sinngemäss anzuwenden. Es gelten 
folgende Abweichungen: 
a) ein Postulat kann nicht umgewandelt werden; 
b) der Stadtrat bzw. die Spezialverwaltungsbehörde 

berichtet dem Stadtrat innert 12 Monaten ob und in 
welcher Weise dem Postulat entsprochen wird; 

c) bei Aufrechterhaltung gilt eine neue Frist zur Be-
handlung von 12 Monaten. 

Vermeidung von 
langen Wiederholun-
gen 

    
 Vor der Beschlussfassung betreffend Überweisung 

oder Ablehnung findet eine allgemeine Aussprache 
statt. 

streichen  

    
 Änderungen im Wortlaut eines Postulates sind im Ver-

laufe der Beratungen nur mit Zustimmung des Verfas-
sers zulässig. 

streichen  

    
 Art. 47 streichen  
Beschlussfassung Der Rat beschliesst, ob das Postulat an den Stadtrat zu 

überweisen oder abzulehnen sei. 
streichen  

    
 Liegt kein Ablehnungsantrag vor, gilt die Überweisung 

als beschlossen. 
streichen  

    
 Art. 48 streichen  
Erledigung Der Stadtrat bzw. die Spezialverwaltungsbehörde be-

richtet dem Gemeinderat innert 12 Monaten, ob und in 
welcher Weise dem Postulat entsprochen wird. 

streichen  

    
 (D) Interpellation   
    
 Art. 49 Art. 46  
Begriff Mittels einer Interpellation kann Aufschluss über jede 

städtische Angelegenheit vom Stadtrat oder von Spezi-
alverwaltungsbehörden verlangt werden. 

  

    



 19

 
 Art. 50 Art. 47  
Behandlung Die Behörde hat die Interpellation innert drei Monaten 

nach der Begründung schriftlich zu beantworten. 
  

    
 Über die von der Interpellation berührte Angelegenheit 

wird nicht Beschluss gefasst. Das Wort ist zuerst dem 
Stadtrat zu erteilen. Der Interpellant kann danach mit 
kurzer Begründung erklären, ob er von der Antwort 
befriedigt ist. Eine weitere Aussprache findet nur statt, 
wenn der Rat dies beschliesst. 

Über die von der Interpellation berührte Angelegenheit 
wird nicht Beschluss gefasst. Das Wort ist zuerst dem 
Stadtrat zu erteilen. Das interpellierende Ratsmitglied 
kann danach mit kurzer Begründung erklären, ob es 
von der Antwort befriedigt ist. Eine weitere Aussprache 
findet nur statt, wenn der Rat dies beschliesst. 

Neutrale Form 

    
 (E) Kleine Anfrage   
    
 Art. 51 Art. 48  
Begriff Über jede städtische Angelegenheit kann auch durch 

eine Kleine Anfrage vom Stadtrat oder von Spezialver-
waltungsbehörden Auskunft verlangt werden. 

...... durch eine kleine Anfrage vom .... Neue Rechtschrei-
bung 

    
 Kleine Anfragen sind schriftlich einzureichen und kurz 

zu begründen. 
Kleine Anfragen sind beim Ratsbüro schriftlich einzurei-
chen und kurz zu begründen. 

Präzisierung 

    
 Art. 52 Art. 49  
Behandlung Die Behörden beantworten Kleine Anfragen schriftlich 

innerhalb von zwei Monaten ab Bekanntgabe im Rat. 
Eine mündliche Behandlung der Antwort im Rat ist aus-
geschlossen. 

..... beantworten kleine Anfragen schriftlich .... Neue Rechtschrei-
bung 

    
 (F) Weitere Rechte der Ratsmitglieder   
    
 Art. 53 Art. 50  
Rücksprache mit Behörden Um den Ratsbetrieb und die Verwaltung nicht über 

Gebühr zu beanspruchen, haben die Ratsmitglieder 
das Recht, unmittelbar vom Stadtpräsidenten oder von 
den zuständigen Abteilungsvorständen über städtische 
Angelegenheiten mündlich Aufschluss zu verlangen, 
bevor sie Parlamentarische Vorstösse einreichen. 

Um den Ratsbetrieb und die Verwaltung nicht über 
Gebühr zu beanspruchen, haben die Ratsmitglieder 
das Recht, unmittelbar von der Stadtpräsidentin/vom 
Stadtpräsidenten oder von der zuständigen Abteilungs-
vorsteherschaft über städtische Angelegenheiten 
mündlich Aufschluss zu verlangen, bevor sie parlamen-
tarische Vorstösse einreichen. 

Neue Rechtschrei-
bung, neutrale Form 

    



 20

 
 Art. 54 Art. 51  
Fragestunde Der Gemeinderat kann Fragestunden durchführen.   
    
 Die Ratsmitglieder sind berechtigt, dem Ratspräsiden-

ten Fragen zuhanden des Stadtrates und der Spezial-
verwaltungsbehörden schriftlich vorzulegen oder solche 
mündlich an der Sitzung zu stellen. 

.... sind berechtigt, dem Ratsbüro Fragen ....... Präzisierung 

    
 8. Protokoll und Beschlüsse   
    
 Art. 55 Art. 52  
Form und Inhalt des Proto-
kolls 

Der Sekretär des Gemeinderates führt über die Sit-
zungsverhandlungen ein beschränktes Verhandlungs-
protokoll. 

Das Ratssekretariat des Gemeinderates führt über die 
Sitzungsverhandlungen ein beschränktes Verhand-
lungsprotokoll. 

Neutrale Form 

    
 Das Protokoll hat insbesondere zu enthalten:   
 a) die Zahl der anwesenden und die Namen der ab-

wesenden Ratsmitglieder sowie des Vorsitzenden 
und des Protokollführers; 

a) die Zahl der anwesenden und die Namen der ab-
wesenden Ratsmitglieder sowie des Vorsitzes und 
der protokollführenden Person; 

Neutrale Form 

 b) die Traktandenliste und die in der Sitzung behan-
delten Geschäfte; 

  

 c) die Anträge;   
 d) die Ergebnisse der Abstimmungen und Wahlen;   
 e) einen Vermerk der Schriftstücke, die der Präsident 

dem Rat zur Kenntnis gebracht hat; 
e) einen Vermerk der Schriftstücke, die das Präsidi-

um dem Rat zur Kenntnis gebracht hat; 
Neutrale Form 

 f) persönliche Erklärungen und Fraktionserklärungen 
im Wortlaut. 

  

    
 Jedes Mitglied des Gemeinderates und des Stadtrates 

kann vor Beginn seines Votums verlangen, dass dieses 
protokolliert wird. 

  

    
 Auf Beschluss des Rates ist ein substantielles Protokoll 

zu führen. 
Auf Beschluss des Rates ist ein substanzielles Protokoll 
zu führen. 

Neue Rechtschrei-
bung 

    
 Art. 56 Art. 53  
Prüfung und Genehmigung Das Protokoll geht an den Ratspräsidenten und an die 

beiden Vizepräsidenten zur Prüfung und Unterschrift; 
das Originalprotokoll wird im Archiv verwahrt. 

Das Protokoll geht an das vorsitzende Ratsmitglied und 
an die beiden Stellvertretenden zur Prüfung und Unter-
schrift; das Originalprotokoll wird im Archiv aufbewahrt. 

Korrektes Wort, neut-
rale Form 
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 Das Protokoll ist vervielfältigt allen Mitgliedern des Ge-

meinderates, des Stadtrates und der Spezialverwal-
tungsbehörden in der Regel zehn Tage vor der nächs-
ten Sitzung zuzustellen. 

Die Zustellung des Protokolls erfolgt in der Regel spä-
testens zehn Tage vor der nächsten Ratssitzung. Der 
Verteiler ist in den Art. 4 + 5 erwähnt. 

Keine Wiedersprü-
che 

    
 Der Rat genehmigt das Protokoll; von ihm dabei be-

schlossene Änderungen sind im nachfolgenden Proto-
koll festzuhalten. Das letzte Protokoll einer Legislatur-
periode wird vom Büro des abtretenden Rates geneh-
migt. 

  

    
 Art. 57 Art. 54  
Ausfertigung der Beschlüs-
se, Veröffentlichung, 
Rechtskraft 

Die Beschlüsse des Rates, seine Wahlanzeigen, Veröf-
fentlichungen und Schriftstücke sonstiger Art werden 
vom Ratspräsidenten und vom Sekretär, Protokollaus-
züge, weniger wichtige Anzeigen usw. nur vom Sekre-
tär unterzeichnet. 

Die Beschlüsse des Rates, seine Wahlanzeigen, Veröf-
fentlichungen und Schriftstücke sonstiger Art werden 
von der vorsitzenden und der protokollführenden Per-
son, weniger wichtige Anzeigen usw. nur von der proto-
kollführenden Person unterzeichnet. 

Neutrale Form 

    
 Das Büro veröffentlicht die Beschlüsse des Gemeinde-

rates in den amtlichen Publikationsorganen der Stadt 
Opfikon. 

  

    
 Der Stadtrat gibt dem Büro des Gemeinderates von 

eingegangenen Referendumsbegehren Kenntnis, 
ebenso von seinem Beschluss, ob sie zustande ge-
kommen sind oder nicht. 

  

    
 9. Büro   
    
 Art. 58 Art. 55  
Zusammensetzung Das Büro des Gemeinderates besteht aus dem Rats-

präsidenten, zwei Vizepräsidenten, dem Sekretär oder 
seinem Stellvertreter und drei Stimmenzählern. Der 
Sekretär oder dessen Stellvertreter sind nur stimmbe-
rechtigt, sofern er dem Gemeinderat angehört. 

Das Büro des Gemeinderates besteht aus dem vorsit-
zenden Ratsmitglied und den zwei Stellvertretenden, 
der protokollführenden Person und den drei Stimmen-
zählenden. Die protokollführende Person oder deren 
Stellvertretung ist nur stimmberechtigt, sofern sie dem 
Gemeinderat angehört. 

Neutrale Form 

    
  Art. 56  
Wahlmodus des Büros  Das vorsitzende Ratsmitglied und dessen beiden Stell-

vertretende werden geheim, die Stimmenzählenden, 
die protokollführende Person und deren Stellvertretung 

Vorher in Gemeinde-
ordnung geregelt, 
neutrale Form 
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offen gewählt.
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  Art. 57 Vorher in Gemein- 
Wahl des Büros  Das Büro wird an der ersten Sitzung nach der Erneue-

rungswahl und in den folgenden Jahren an der Sitzung 
im April oder Mai für ein Amtsjahr gewählt. 

deordnung geregelt. 

    
  Die abtretenden Ratsvorsitzenden sind für das folgende 

Jahr weder als Ratsvorsitzende, noch als deren Stell-
vertretung wählbar. 

 

    
  Die Wahl der  protokollführenden Person und deren 

Stellvertretung erfolgt für die Amtsdauer des Gemein-
derates. Wählbar sind auch Personen, die nicht dem 
Rat angehören; in diesem Falle haben sie beratende 
Stimme. Eine Wiederwahl ist möglich. 

 

    
 Art. 59 Art. 58  
Aufgaben Dem Büro des Gemeinderates obliegen unter anderem:   
 a) die Vorbereitung der Gemeinderatssitzungen;   
 b) die Unterstützung des Ratspräsidenten bei seinen 

Aufgaben und die Erledigung aller Fragen, welche 
dem Büro vom Rat oder dem Ratspräsidenten 
übertragen werden; 

b) die Unterstützung von Ratsvorsitzenden bei ihren 
Aufgaben und die Erledigung aller Fragen, welche 
dem Büro vom Rat oder von Ratsvorsitzenden 
übertragen werden; 

neutrale Form 

 c) die Zuteilung der Geschäfte an die vorberatenden 
Kommissionen, vorbehältlich dringender Anord-
nungen des Präsidenten, sowie die Antragsstel-
lung zur Bestellung von Spezialkommissionen; 

c) die Zuteilung der Geschäfte an die vorberatenden 
Kommissionen, vorbehältlich dringender Anord-
nungen des Präsidiums, sowie die Antragstellung 
zur Bestellung von Spezialkommissionen; 

neutrale Form 

 d) die Redaktion der Beschlüsse und Erlasse des 
Gemeinderates, sofern dieser damit nicht eine 
Kommission beauftragt. Ergeben sich bei der re-
daktionellen Bereinigung der Beschlüsse sachliche 
Widersprüche, sind darüber dem Gemeinderat Be-
richt und Antrag zu stellen; 

  

 e) die Verhängung von Ordnungsbussen gegen 
säumige Ratsmitglieder (Art. 10 Abs. 3) 

  

 f) die Behandlung von Petitionen und der Entscheid 
darüber, ob eine solche dem Gemeinderat vorzu-
legen sei; 

  

 g) die Vertretung des Gemeinderates nach aussen 
und die Bezeichnung seiner Abordnungen; 

  

 h) die Prüfung von Initiativen gemäss §§ 18 - 26 der 
Gemeindeordnung; 

h) die Prüfung von Initiativen gemäss Art. 17 + 18 der 
Gemeindeordnung; 

Neue Gemeindeord-
nung 
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 i) die Prüfung der Parlamentarischen Vorstösse auf 

ihre formelle Zulässigkeit; 
i) .... der parlamentarischen Vorstösse auf ... Neue Rechtschrei-

bung 
 k) die Festlegung der allgemeinen Sitzordnung in den 

Gemeinderatssitzungen. 
streichen Siehe Art. 12, Wie-

derholung 
    
 Art. 60 Art. 59  
Aufgaben der Ratsvorsit-
zenden und deren Stellver-
tretung 

Der Ratspräsident leitet den Geschäftsgang des Ge-
meinderates. 

Ratsvorsitzende leiten den Geschäftsgang des Ge-
meinderates. 

neutrale Form 

 Er sorgt zusammen mit den Vizepräsidenten für die 
genaue Befolgung der einschlägigen Gesetze, der Ge-
meindeordnung und der vorliegenden Geschäftsord-
nung. Er leitet und überwacht die Tätigkeit der Stim-
menzähler. 

Sie sorgen zusammen mit den Stellvertretungen für die 
genaue Befolgung der einschlägigen Gesetze, der Ge-
meindeordnung und der vorliegenden Geschäftsord-
nung. Sie leiten und überwachen die Tätigkeit der 
Stimmenzählenden. 

 

    
 Art. 61 Art. 60  
Sekretariat Der Sekretär oder sein Stellvertreter besorgen in Ver-

bindung mit der Stadtkanzlei die Protokollführung, die 
Kanzleigeschäfte, die Aktenablage und die Rechnungs-
führung des Gemeinderates und des Büros. 

Das Sekretariat besorgt in Verbindung mit der Stadt-
kanzlei die Protokollführung, die Kanzleigeschäfte, die 
Aktenablage und die Rechnungsführung des Gemein-
derates und des Büros. 

Anpassung an Ge-
gebenheit, neutrale 
Form 

    
 Sie führen das Geschäftsverzeichnis und die Präsenz-

liste. 
Es führt das Geschäftsverzeichnis und die Präsenzliste. neutrale Form 

    
 10. Kommissionen   
    
 Art. 62 Art. 61  
Rechtanwendung, Oblie-
genheiten 

Für die Rechnungsprüfungskommission, die Ge-
schäftsprüfungskommission und die vom Rat zu wäh-
lenden Spezialkommissionen und Untersuchungskom-
missionen gelten die den Gemeinderat allgemein 
betreffenden Bestimmungen der Geschäftsordnung 
sinngemäss, soweit nachstehend nichts anderes be-
stimmt ist. 

  

    
 In allen Kommissionen einschliesslich des Büros sollen 

die Fraktionen ungefähr ihrer Stärke gemäss vertreten 
sein. 

  
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 Behördliche Anträge sind, soweit sie nicht vom Ratsbü-

ro vorberaten werden, durch dieses an die vorberaten-
den Kommissionen zu überweisen, bevor sie an einer 
Ratssitzung im einzelnen behandelt werden. 

  

   Bisher in Gemeinde- 
  Art. 62 ordnung geregelt. 
Geschäftsprüfungskom-
mission 

 Der Gemeinderat wählt auf Vorschlag der interfraktio-
nellen Konferenz für jede Amtsdauer aus seiner Mitte 
die Geschäftsprüfungskommission bestehend aus dem 
Vorsitz und sechs Mitgliedern. 

Büro: 4:2 

    
  Die Geschäftsprüfungskommission prüft die Geschäfts-

berichte des Stadtrates und andere ihr durch den Ge-
meinderat zugewiesenen Geschäfte und erstattet Be-
richt und Antrag an den Gemeinderat. 

 

    
  Art. 63  
Rechnungsprüfungs-
kommission 

 Der Gemeinderat wählt auf Vorschlag der interfraktio-
nellen Konferenz für jede Amtsdauer aus seiner Mitte 
die Rechnungsprüfungskommission bestehend aus 
dem Vorsitz und vier Mitgliedern. 

Büro: 4:2 

    
  Die Rechnungsprüfungskommission prüft die Voran-

schläge und die Rechnungen der Stadt und übernimmt 
die Prüfungsarbeiten im Sinne der Verordnung über 
den Gemeindehaushalt. Sie erstattet Bericht und An-
trag an den Gemeinderat, der sie auch mit der Vorbera-
tung anderer Finanzgeschäfte beauftragen kann. 

 

    
 Art. 63 Art. 64  
Spezialkommissionen In Spezialkommissionen sollen die Fraktionen mit je 

einem Mitglied vertreten sein. 
  

    
 Der Rat wählt auf Vorschlag der Interfraktionellen Kon-

ferenz deren Mitglieder und den Präsidenten. Im übri-
gen konstituieren sich die Kommissionen selbst. 

Der Rat wählt auf Vorschlag der interfraktionellen Kon-
ferenz deren Mitglieder und den Vorsitz. Im Übrigen 
konstituieren sich die Kommissionen selbst. 

Neue Rechtschrei-
bung, neutrale Form 
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 Einer Spezialkommission soll in der Regel nur ein Ge-

schäft zur Beratung zugewiesen werden. Sie wird auf-
gelöst, wenn der Rat das Geschäft verabschiedet hat. 
Erstreckt sich die Arbeit einer Spezialkommission über 
das Ende einer Legislaturperiode hinaus, ist sie an der 
konstituierenden Sitzung des Rates erneut zu wählen. 

Einer Spezialkommission soll in der Regel nur ein Ge-
schäft oder ein Themenbereich zur Beratung zugewie-
sen werden. Sie wird aufgelöst, wenn der Rat das Ge-
schäft/die Geschäfte verabschiedet hat. Erstreckt sich 
die Arbeit einer Spezialkommission über das Ende ei-
ner Legislaturperiode hinaus, ist sie an der konstituie-
renden Sitzung des Rates erneut zu wählen. 

Erlaubt neu die Zu-
weisung mehrerer 
Geschäfte und auch 
begleitende Kom-
missionen ohne Ge-
schäft (heute bereits 
Usus) 

    
 Die Bestellung einer Untersuchungskommission ge-

mäss § 40 der Gemeindeordnung erfolgt nach den Be-
stimmungen für Spezialkommissionen. 

Die Bestellung einer Untersuchungskommission ge-
mäss Art. 31 der Gemeindeordnung erfolgt nach den 
Bestimmungen für Spezialkommissionen. 

Anpassung an neue 
Gemeindeordnung 

    
 Art. 64 Art. 65  
Beschränkung der Mitglied-
schaft in Kommissionen 

Ein Mitglied des Gemeinderates darf gleichzeitig nur 
angehören: 

Ein Mitglied des Gemeinderates darf in der Regel 
gleichzeitig nur angehören: 

Über Ausnahmen 
entscheidet der GR 

 - dem Büro und einer Spezialkommission;   
 - einer ständigen Kommission und einer Spezial-

kommission; 
  

 - oder zwei Spezialkommissionen, solche des Bür-
gerlichen Gemeinderates ausgenommen. 

- zwei Spezialkommissionen, solche des bürgerli-
chen Gemeinderates ausgenommen. 

Neue Rechtschrei-
bung  

    
 Ein Ratsmitglied ist nicht in eine Kommission wählbar, 

wenn es dieser bereits in den drei vorangegangenen 
Legislaturperioden ganz oder teilweise angehört hat. 
Ein Kommissionsmitglied ist nicht als dessen Präsident 
wählbar, wenn es die nämliche Kommission in den zwei 
vorangegangenen Legislaturperioden ganz oder teil-
weise präsidiert hat. Die Präsidenten der Rechnungs-
prüfungskommission und der Geschäftsprüfungskom-
mission sind nach Abgabe dieses Amtes über mindes-
tens eine volle Amtsperiode nicht als Präsident der 
jeweils anderen Kommission wählbar. 

Ein Ratsmitglied ist nicht in eine Kommission wählbar, 
wenn es dieser bereits in den drei vorangegangenen 
Legislaturperioden ganz oder teilweise angehört hat. 
Ein Kommissionsmitglied ist nicht als dessen Vorsitz 
wählbar, wenn es die nämliche Kommission in den zwei 
vorangegangenen Legislaturperioden ganz oder teil-
weise präsidiert hat. Die Vorsitzenden der Rechnungs-
prüfungskommission und der Geschäftsprüfungskom-
mission sind nach Abgabe dieses Amtes über mindes-
tens eine volle Amtsperiode nicht als Vorsitzende der 
jeweils anderen Kommission wählbar. 

Neutrale Form 

    
 Art. 65 Art. 66  
Einladung, Sekretariat, Be-
ratende Teilnahme 

Die Kommissionen treten auf Einladung des Präsiden-
ten zusammen oder wenn die Mehrheit der Mitglieder 
dies verlangt. Die Mitglieder haben an allen Sitzungen 
ihrer Kommission teilzunehmen. Entschuldigungen sind 
unter Angabe der Gründe möglichst vor der Sitzung 
beim Kommissionspräsidenten einzureichen. 

Die Kommissionen treten auf Einladung der Vorsitzen-
den zusammen oder wenn die Mehrheit der Mitglieder 
dies verlangt. Die Mitglieder haben an allen Sitzungen 
ihrer Kommission teilzunehmen. Entschuldigungen sind 
unter Angabe der Gründe möglichst vor der Sitzung bei 
den Vorsitzenden einzureichen. 

Neutrale Form 
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 Die Kommissionen bestimmen in der Regel den Sekre-

tär aus ihrer Mitte. Ausnahmen sind für alle Kommissi-
onen zulässig. 

Die Kommissionen bestimmen in der Regel das Sekre-
tariat aus ihrer Mitte. Ausnahmen sind für alle Kommis-
sionen zulässig. 

Neutrale Form 

    
 Der Präsident des Gemeinderates kann Sitzungen der 

Kommissionen mit beratender Stimme beiwohnen. Das 
gleiche Recht steht behördlichen Berichterstattern zu. 

Ratsvorsitzende des Gemeinderates können Sitzungen 
der Kommissionen mit beratender Stimme beiwohnen. 
Das gleiche Recht steht behördlichen Berichterstattern 
zu. 

Neutrale Form 

    
 Art. 66 Art. 67  
Beschlussfassung und 
Stimmpflicht, Minderheits-
antrag 

Die Kommissionen beschliessen durch einfaches Mehr 
der anwesenden Mitglieder. 

Die Kommission ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit 
der Mitglieder anwesend ist. Sie beschliesst durch ein-
faches Mehr der anwesenden Mitglieder. 

Mehrheit genau defi-
niert 

    
 Alle Kommissionsmitglieder, einschliesslich Präsident, 

sind zur Stimmabgabe verpflichtet. Bei Stimmengleich-
heit gilt derjenige Antrag als angenommen, für den der 
Präsident gestimmt hat. 

Alle Kommissionsmitglieder, einschliesslich das vorsit-
zende, sind zur Stimmabgabe verpflichtet. Bei Stim-
mengleichheit gilt derjenige Antrag als angenommen, 
für den das vorsitzende Mitglied gestimmt hat. 

Neutrale Form 

    
 Die Kommissionen erstatten schriftlich Bericht und An-

trag zuhanden des Rates. Das Stimmenverhältnis so-
wie das Datum der Verabschiedung des Schlussantra-
ges ist im Bericht anzugeben. Die Kommissionen 
bestimmen ihre Berichterstatter vor dem Rat. Kommis-
sionsminderheiten steht es frei, im Rat ihren eigenen 
Antrag vorzubringen. 

Die Kommissionen erstatten schriftlich Bericht und An-
trag zuhanden des Rates. Das Stimmenverhältnis so-
wie das Datum der Verabschiedung des Schlussantra-
ges ist im Bericht anzugeben. Die Kommissionen 
bestimmen ihr berichterstattendes Mitglied vor dem 
Rat. Kommissionsminderheiten steht es frei, im Rat 
ihren eigenen Antrag vorzubringen. 

Neutrale Form 

    
 Art. 67 Art. 68  
Aktenergänzungen, Augen-
schein, Protokoll 

Der Stadtrat hat den Kommissionen die für die Bera-
tung eines Geschäftes erforderlichen Unterlagen recht-
zeitig zur Verfügung zu stellen. Hält eine Kommission, 
ein Präsident oder ein Berichterstatter die Unterlagen 
für nicht ausreichend, so ist das Ergänzungsbegehren 
bei jenem Mitglied des Stadtrates zu stellen, das die 
Vorlage vor dem Gemeinderat vertritt. 

Der Stadtrat hat den Kommissionen die für die Bera-
tung eines Geschäftes erforderlichen Unterlagen recht-
zeitig zur Verfügung zu stellen. Hält eine Kommission, 
ein vorsitzendes oder berichterstattendes Mitglied die 
Unterlagen für nicht ausreichend, so ist das Ergän-
zungsbegehren bei jenem Mitglied des Stadtrates zu 
stellen, das die Vorlage vor dem Gemeinderat vertritt. 

Neutrale Form 

    
 Die Herausgabe von Unterlagen darf nur zur Wahrung 

wichtiger Interessen der Stadt oder Dritter und unter 
Angabe der Gründe verweigert werden. 

  
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 Die beiden ständigen Kommissionen sowie ihre Präsi-

denten und ihre Berichterstatter sind berechtigt, unter 
vorheriger Mitteilung an den zuständigen Abteilungs-
vorstand, die städtischen Verwaltungsabteilungen so-
wie städtische Bauten, Werke und Einrichtungen zu 
besuchen. 

Die beiden ständigen Kommissionen sowie ihre Vorsit-
zenden und ihre Berichterstattenden sind berechtigt, 
unter vorheriger Mitteilung an die zuständige Abtei-
lungsvorsteherschaft, die städtischen Verwaltungsabtei-
lungen sowie städtische Bauten, Werke und Einrichtun-
gen zu besuchen. 

Neutrale Form 

    
 Die Kommissionsprotokolle sind vervielfältigt allen 

Kommissionsmitgliedern, den Präsidenten der nicht in 
der Kommission vertretenen Fraktionen, dem Büro des 
Gemeinderates und dem Stadtrat zuzustellen. 

Die Kommissionsprotokolle sind vervielfältigt allen 
Kommissionsmitgliedern, den Präsidenten der nicht in 
der Kommission vertretenen Fraktionen, dem Büro des 
Gemeinderates und dem Stadtrat zuzustellen. 

Büro 6:0 

    
 Art. 68 Art. 69  
Konsultation zwischen Rat 
und Behörden 

Bevor Beschlüsse in wichtigen und vor allem in stritti-
gen Fragen gefasst werden, sollen die vorberatende 
Kommission und der Stadtrat nach Möglichkeit berei-
nigte Lösungen suchen. 

  

    
 Die Einladung zu solchen Konsultationen kann sowohl 

von den vorberatenden Kommissionen als auch vom 
Stadtrat ausgehen. 

  

    
 Art. 69 Art. 70  
Abschluss der Beratung Haben die Kommissionen ihre Beratung über ein ihnen 

obliegendes Geschäft abgeschlossen, so sind Bericht 
und Antrag unverzüglich dem Büro des Rates zuzustel-
len. 

  

    
 Art. 70 Art. 71  
Sitzungsgeld Die Kommissionen beziehen das für sie durch die Be-

soldungsverordnung festgesetzte Sitzungsgeld. Mass-
gebend für die Ausrichtung ist das Sitzungsprotokoll. 

Die Kommissionen beziehen das für sie durch die Ent-
schädigungsverordnung festgesetzte Sitzungsgeld. 
Massgebend für die Ausrichtung ist das Sitzungsproto-
koll. 

Korrekte Nennung 

    
 Art. 71 Art. 72  
Geheimhaltung Die Kommissionen können bestimmte Auskünfte, Fest-

stellungen und Verhandlungen - unter Angabe der 
Gründe an den Ratspräsidenten - als geheim erklären. 

Die Kommissionen können bestimmte Auskünfte, Fest-
stellungen und Verhandlungen - unter Angabe der 
Gründe an das Ratspräsidium - als geheim erklären. 

Neutrale Form 
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 Im Sitzungsprotokoll ist lediglich der Geheimhaltungs-

beschluss festzuhalten. 
  

    
 Die Kommissionsmitglieder unterliegen im Umfang des 

Geheimhaltungsbeschlusses der Schweigepflicht. 
  

    
 11. Bürgerlicher Gemeinderat   
    
 Art. 72 Art. 73  
Geschäftsordnung Für den Bürgerlichen Gemeinderat gelten die allgemei-

nen Bestimmungen dieser Geschäftsordnung, soweit 
sie rechtlich und sachlich anwendbar sind, sinngemäss. 
Ausgenommen davon sind alle Bestimmungen bezüg-
lich der Fraktionen, der Interfraktionellen Konferenz, der 
Rechnungs- und der Geschäftsprüfungskommission, 
welche im Bürgerlichen Gemeinderat nicht existieren. 

Der bürgerliche Gemeinderat erlässt seine eigene Ge-
schäftsordnung. Soweit rechtlich und sachlich anwend-
bar richtet er sich nach der Geschäftsordnung des 
grossen Gemeinderates. 

 

    
 Ein Drittel der Ratsmitglieder des Bürgerlichen Ge-

meinderates kann die Einberufung zu einer Sitzung 
schriftlich verlangen. 

streichen  

    
 Art. 73 streichen  
Sitzungen, Prüfung der 
Bürgerrechtsfälle 

In der Regel tagt die Bürgerliche Abteilung vorgängig 
der Sitzung des Gemeinderates. 

streichen  

    
 Die ratsinterne Prüfung der vorliegenden Bürgerrechts-

fälle zuhanden des Bürgerlichen Gemeinderates obliegt 
dem Büro. 

streichen  

    
 Die Verhandlungen über Bürgerrechtsgesuche sind 

nicht öffentlich. 
streichen  

    
 12. Fraktionen, Interfraktionelle Konferenz 12. Fraktionen, interfraktionelle Konferenz  
    
 Art. 74   
Fraktionen Eine Fraktion umfasst mindestens 3 Mitglieder. Ein 

Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehören. 
  

    
 Ohne schriftliche Mitteilung an das Büro gelten die auf 

derselben Wahlliste der Erneuerungswahl gewählten 
Mitglieder als Fraktion. 

  
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 Durch schriftliche Mitteilung an das Büro, unterzeichnet 

durch alle Mitglieder der zu bildenden Fraktion, können 
jederzeit neue Fraktionen gebildet werden. Ein Mitglied 
kann ebenso jederzeit unter schriftlicher Mitteilung an 
das Büro aus einer Fraktion austreten. 

  

    
 Art. 75   
Interfraktionelle Konferenz Die Interfraktionelle Konferenz wird aus je einem Mit-

glied jeder Fraktion gebildet. Sie bezeichnet jährlich 
ihren Präsidenten. 

Die interfraktionelle Konferenz wird aus den Fraktions-
vorsitzenden gebildet. Sie bezeichnet jährlich ihr vorsit-
zendes Mitglied. 

Neue Rechtschrei-
bung, Präzisierung, 
neutrale Form 

    
 Die Interfraktionelle Konferenz behandelt gemeinsam 

interessierende Fragen der parlamentarischen Vorgän-
ge - nicht aber eigentliche Sachgeschäfte und 
Grundsatzfragen, welche im Rat zu entscheiden sind - 
und bereitet personell die durch den Gemeinderat zu 
treffenden Wahlen vor. 

Die interfraktionelle Konferenz behandelt .... Neue Rechtschrei-
bung 

    
 Die Sitzungsteilnehmer haben nach Art. 70 Anspruch 

auf Sitzungsgeld. 
.... Art. 71 ...  

    
 13. Die Initiative   
    
 Art. 76   
Rechtsgrundlage Für die Einreichung und Behandlung von Initiativen sind 

die Bestimmungen des kantonalen Gemeindegesetzes, 
des Gesetzes über das Vorschlagsrecht des Volkes 
(Initiativgesetz) und der Gemeindeordnung massge-
bend. 

  

    
 14. Schlussbestimmungen   
    
 Art. 77   
Inkrafttreten, Änderung Die vorliegende Geschäftsordnung tritt mit ihrer An-

nahme durch den Gemeinderat bzw. durch den Bürger-
lichen Gemeinderat in Kraft. 

Die vorliegende Geschäftsordnung tritt mit ihrer An-
nahme durch den Gemeinderat bzw. durch den bürger-
lichen Gemeinderat in Kraft. 

Neue Rechtschrei-
bung, neue Rege-
lung 

    
 Jedes Ratsmitglied kann einen Antrag auf Änderung 

der Geschäftsordnung an das Büro einreichen, welches 
diesen mit Bericht und Antrag dem Rat vorzulegen hat. 

  
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"Problem" Zahlen: 
Der Duden kennt keine Regelung für Ziffern oder Ausschreiben. 
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